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Einführung 
Gesetzliche Grundlage 

Im Rahmen seiner Auskunftsaufgabe des Parlaments im Haushaltsbereich, die 
ihm durch das Dekret über die Haushaltsordnung vom 25. Mai 2009 (DHO) 
zugewiesen wird, übermittelt der Rechnungshof die Erläuterungen und 
Bemerkungen, zu denen der Dekretentwurf zur Festlegung der Haushaltspläne 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft für das Haushaltsjahr 2020 Anlass gegeben 
hat. 

Übermittlung des Entwurfs zur Haushaltsanpassung 

In Anwendung von Artikel 59 DHO hat die Regierung am 14. Oktober 2019 die 
Dekretentwürfe zur Festlegung der Haushaltspläne 2020 dem Parlament 
hinterlegt. 
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KAPITEL 1 

Norm und Haushaltspfad 
1.1 Belgische Koordinierung und Aufteilung der Anstrengungen für 

die Jahre 2019 bis 2022 

In Übereinstimmung mit dem Zusammenarbeitsabkommen vom 13. Dezember 20131 
formulierte die Abteilung „Staatlicher Finanzierungsbedarf“ des Hohen Finanzrates2 im 
März 2019 ihre Empfehlungen zum Haushaltsziel aller Behörden und die Verteilung dieser 
Haushaltsziele auf die unterschiedlichen Entscheidungsebenen im Rahmen der 
Aktualisierung des Stabilitätsprogramms3. Bei der Erarbeitung dieser Stellungnahme hat der 
HFR die Wirtschaftsprognosen 2019-2024 des Föderalen Planbüros4 verwendet. 

Am 24. April 2019 genehmigte der föderale Ministerrat das mehrjährige Stabilitätsprogramm 
für den Zeitraum 2019-2022, das den Haushaltspfad für den genannten Zeitraum festlegt. Er 
hat es am 26. April 2019 an die europäischen Behörden weitergeleitet. In Anbetracht der 
Föderal- und Regionalwahlen vom 26. Mai 2019 ist der im Stabilitätsprogramm angegebene 
Haushaltspfad jedoch nur indikativ, und zwar sowohl in Bezug auf das allgemeine 
Haushaltsziel aller Staatseinrichtungen als auch in Bezug auf die Verteilung dieses Ziels 
zwischen der Entität I5 und Entität II6 sowie innerhalb von Entität II zwischen den 
Gemeinschaften, Regionen und den lokalen Behörden. Infolgedessen müssen die neu 
gebildeten Regional- und Gemeinschaftsregierungen, sowie die noch auf der Föderalebene 
zu bildende Regierung, sich neu konzertieren und eine Entscheidung über die einzelnen 
Haushaltsziele in nominaler und struktureller Hinsicht für den Zeitraum 2019-2022 treffen, 
gemäß dem Kooperationsabkommen vom 13. Dezember 2013. 

Der Konzertierungsausschuss hat den Pfad des Stabilitätsprogramms 2019-2022 lediglich zur 
Kenntnis genommen, ohne ihn zu billigen. Dieser Pfad zielt darauf ab, das strukturelle 
Gleichgewicht für alle verschiedenen Machtebenen in 2021 zu erreichen. 

In ihrem Vorschlag für eine Empfehlung an den Europäischen Rat stellte die Europäische 
Kommission7 fest, dass seit Inkrafttreten des Kooperationsabkommens von 2013 keine 
formelle Einigung über die jährlichen Ziele für jede Machtebene erzielt wurde, was eventuell 
das Erreichen des Haushaltspfads zum mittelfristigen Ziel des Gleichgewichts gefährdet. Sie 
betonte auch, dass die Koordinierung der Finanzpolitik zwischen den verschiedenen 
Machtebenen nicht flexibel und effektiv genug sei, um Spielräume für öffentliche 
Investitionen in einem Föderalstaat freizusetzen, in dem ein Großteil der öffentlichen 
Ausgaben in die Zuständigkeit der Regierungen der föderalen Gebietskörperschaften fällt.  

                                                           
1 Zusammenarbeitsabkommen zwischen dem Föderalstaat, den Gemeinschaften, den Regionen und 

Gemeinschaftskommissionen zur Durchführung von Artikel 3 § 1 des Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung 

in der Wirtschafts- und Währungsunion. 

2 Im Folgenden als „HFR“ bezeichnet. 

3 Hoher Finanzrat, Abteilung „Staatlicher Finanzierungsbedarf“, Stellungnahme zum Haushaltspfad in Vorbereitung auf das 

Stabilitätsprogramm 2019-2022, März 2019 

4 Föderales Planbüro, Ökonomische Prognosen 2019-2024, 14. Februar 2019 

5 Entität I umfasst den Föderalstaat und die soziale Sicherheit. 

6 Entität II umfasst die Gemeinschaften, Regionen, Gemeinschaftskommissionen und die lokalen Behörden. 

7 Europäische Kommission, Empfehlung des Rates zum nationalen Reformprogramm Belgiens 2019 mit einer Stellungnahme 

des Rates zum Stabilitätsprogramm Belgiens 2019, Empfehlung COM (2019) 501 final, Juni 2019. 
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In einer Stellungnahme vom Juli 20198 bestätigte die Abteilung für Finanzierungsbedarf des 
HFR diese Empfehlungen. Sie erinnert daran, wie wichtig eine wirksame 
Haushaltskoordinierung ist, um den Anpassungspfad in Richtung des mittelfristigen Ziels zu 
erreichen, gemäß Belgiens Verpflichtungen gegenüber der Europäischen Union, damit die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zum Wohle künftiger Generationen gewährleistet 
wird. 

1.2 Pfad des Stabilitätsprogramm für die Jahre 2019-2022 

Der Pfad des Stabilitätsprogramms 2019-2022 zielt darauf ab, das strukturelle Gleichgewicht 
im Jahr 2021 zu erreichen, indem das strukturelle Defizit zwischen 2018 und 2019 um 0,15% 
des BIP, zwischen 2019 und 2020 um 0,60 % des BIP und zwischen 2020 und 2021 um 0,18% 
des BIP gesenkt wird. Des Weiteren sieht das Stabilitätsprogramm vor, dass das 
Schuldenkriterium9 ab 2019 eingehalten wird. 

Der Übergang vom Finanzierungssaldo zum strukturellen Saldo berücksichtigt sowohl die 
geschätzten Auswirkungen von einmaligen10 oder befristeten Maßnahmen als auch den 
(günstigen oder ungünstigen) Einfluss auf die Wirtschaftslage. Für die Entität II war die 
Differenz zwischen dem Finanzierungssaldo und dem strukturellen Saldo im Jahr 2018 
hauptsächlich auf die endgültige Bestimmung des Autonomiefaktors zurückzuführen. 

1.2.1 Die Verwendung der Flexibilitätsklausel  
1.2.1.1 Flexibilitätsklausel für strukturelle Reformen 

Das Stabilitätsprogramm 2019-202211 bestätigt den förmlichen Antrag der Föderalregierung, 
der mit dem Entwurf des Haushaltsplans 2019 (Oktober 2018) eingereicht wurde, von der 
Flexibilität im Rahmen des präventiven Zweigs zu profitieren, gemäß der „Gemeinsam 
vereinbarten Standpunkt zur Flexibilität im Stabilitäts- und Wachstumspakts“, die im 
Februar 2016 vom ECOFIN-Rat gebilligt wurde. In der Tat beantragte Belgien eine 
vorübergehende Abweichung von 0,5% des BIP in 2019 in Einklang mit dem Anpassungspfad, 
der zum Erreichen des mittelfristigen Haushaltsziels erforderlich ist, da umfangreiche 
strukturelle Reformen12 durchgeführt wurden, die sich positiv auf die langfristige 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen auswirken. 

Der Pfad des Stabilitätsprogramms ging davon aus, dass der Antrag auf Gewährung dieser 
Flexibilitätsklausel im Jahr 2019 genehmigt wird. In seiner Empfehlung an den Rat der 
Europäischen Union vom Juni 2019 hat die Europäische Kommission festgestellt, dass 
Belgien zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Bedingungen erfüllt um von der zeitweiligen 
Abweichung zu profitieren, sofern es die vereinbarten Reformen, die im Rahmen des 
Europäischen Semesters überwacht werden, angemessen umsetzt. 

1.2.1.2 Flexibilitätsklausel für Investitionen 
Die Föderalregierung und die föderalen Gebietskörperschaften beabsichtigen, auf eine 
Lockerung der Flexibilitätsklausel hinzuarbeiten, die es ermöglichen würde, im Rahmen der 
belgischen Haushaltsanstrengungen bestimmte sogenannte strategische 

                                                           
8 Hoher Finanzrat, Abteilung Finanzierungsbedarf der öffentlichen Behörden, Avis Analyse des réalisations budgétaires 

récentes, Juli 2019. 

9 Das Schuldenkriterium ist erfüllt, wenn die Differenz zwischen der Schuldenquote und dem Referenzwert (60 % des BIP) 

über einen Zeitraum von drei Jahren abgenommen hat oder durchschnittlich um ein Zwanzigstel pro Jahr abnimmt. 

10 Auch One-shot Maßnahmen genannt. 

11 Stabilitätsprogramm Belgiens 2019-2022, S. 13-14. 

12 Die strukturellen Reformen, auf die sich diese Flexibilität bezieht, betreffen den tax-shift, die Reform der 

Unternehmenssteuer, den Arbeitsmarkt, die Rentenreform oder den öffentlichen Dienst. 
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Investitionsausgaben13 zu neutralisieren. Im Jahr 2018 wurde mit der Europäischen 
Kommission ein Verhandlungsprozess zur Anpassung der Flexibilitätsklausel für 
Investitionen eingeleitet, die nach dem derzeitigen Stand der europäischen Vorschriften für 
Belgien nicht gilt. Im März 2019 fand eine Sitzung der Interministeriellen Konferenz für 
strategische Investitionen (CIIS) statt, die sich mit dem spezifischen Thema der 
Überarbeitung der europäischen Haushaltsvorschriften in diesem Bereich befasste. 

Bis zu dieser möglichen Überarbeitung berücksichtigte das Stabilitätsprogramm jedoch 
keine Neutralisierung der öffentlichen Investitionen. 

1.3 Entwurf eines belgischen Haushaltsplans und Überprüfung 
durch die Europäische Kommission 

Seit dem Inkrafttreten des two-Packs am 30. Mai 2013 unterliegt Belgien wie die anderen 
Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets einer verstärkten haushaltspolitischen 
Überwachung durch die Europäische Kommission. Nach diesen Rechtsvorschriften muss der 
Entwurf des Haushaltsplans für das kommende Jahr der Europäischen Kommission vor dem 
15. Oktober übermittelt werden. Diese ist dafür verantwortlich, vor dem 30. November eine 
Stellungnahme zu seinem Inhalt abzugeben, und kann gegebenenfalls um eine 
Vervollständigung oder Abänderung des Entwurfes bitten. 

Angesichts einer fehlenden Föderalregierung nach den Wahlen vom 26. Mai 2019 
übermittelte die geschäftstuende belgische Regierung der Europäischen Kommission Mitte 
Oktober 2019 einen Entwurf eines Haushaltsplans, unter Berücksichtigung einer 
unveränderten Politik des Föderalstaats, sowie den Zielen und Strategien, die von den 
verschiedenen neu gebildeten Regierungen auf der Ebene der Gemeinschaften und Regionen 
festgelegt wurden. Ein vollständiger und angepasster Entwurf des Haushaltsplans wird 
vorgelegt, sobald eine neue Föderalregierung im Amt ist und ihre Finanzstrategie festgelegt 
hat. 

1.3.1 Finanzierungssaldo und struktureller Saldo 

Auf der Grundlage der oben genannten Annahmen sieht der Entwurf des Haushaltsplans in 
2020 einen nominalen Finanzierungssaldo von -2,3% des BIP und einen strukturellen Saldo 
von -2,1% des BIP vor. 

Die Haushaltsziele aller öffentlichen Behörden weichen insgesamt von den im 
Stabilitätsprogramm vorgeschlagenen Zielen ab, das für 2020 einen Finanzierungssaldo und 
einen strukturellen Saldo von 0,2% des BIP vorsah. 

Tabelle 1 – Vergleich des Entwurfs des Haushaltsplans / Stabilitätsprogramm (in % des BIP) 

 2019 2020 

Struktureller Saldo 

Stabilitätsprogramm 

Entwurf des Haushaltsplan 

 

-0,8 

-1,9 

 

-0,2 

-2,1 

Unterschied -1,1 -1,9 

Finanzierungssaldo 

Stabilitätsprogramm 

Entwurf des Haushaltsplan 

 

-0,8 

-1,7 

 

-0,2 

-2,3 

Unterschied -0,9 -2,1 

Quelle : Entwurf eines belgischen Haushaltsplans, s.33 (Oktober 2019) 

                                                           
13 Diese strategischen Investitionsausgaben werden von den verschiedenen Machtebenen getragen. 
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1.3.2 Schuldenquote 

Die Schuldenquote (Bruttoverschuldung) wird für die Jahre 2019 und 2020 auf 101,5 % des 
BIP bzw. 101,8 % des BIP geschätzt. Dies entspricht einem Anstieg um 0,9 % bzw. 3,3 % im 
Vergleich zu den Angaben die im Stabilitätsprogramm vorgesehen sind. 

1.3.3 Flexibilitätsklausel 

Die Europäische Kommission hat in ihrer Bewertung der belgischen Haushaltsergebnisse 
bislang zugegeben, dass außergewöhnliche Ausgaben in Zusammenhang mit der 
Migrationskrise und der Terrorismusbekämpfung die in den europäischen 
Rechtsvorschriften vorgesehene Flexibilitätsklausel erfüllen können, um eine Abweichung 
von dem von der Europäischen Union gesetzten Ziel zu rechtfertigen. 

Der Entwurf des Haushaltsplans 2020, der auf einer vorläufigen und unveränderten 
Haushaltspolitik erstellt wurde, beinhaltet auf nationaler Ebene keine Nachfrage mehr nach 
Flexibilität bei strukturellen Reformen14 oder strategischen Investitionen. 

Die meisten Gebietskörperschaften haben jedoch eine Überarbeitung der Flexibilitätsklausel 
für Investitionen gefordert und ihre Haushalte bereits so vorbereitet, indem sie 
Großinvestitionen mit erheblichen wirtschaftlichen Auswirkungen nicht berücksichtigt 
haben. 

1.3.4 Reaktion der Europäischen Kommission 

In ihrem Schreiben vom 22. Oktober 2019 zum Entwurf des Haushaltsplans 2020 stellte die 
Europäische Kommission fest, dass Belgien eine strukturelle Verschlechterung von 0,3% des 
BIP anstelle der erforderlichen strukturellen Verbesserung von 0,6% prognostiziert hat. 

Sie weist darauf hin, dass das Wachstum der Netto-Primärausgaben15 im belgischen 
Haushaltsplanentwurf 2020, 4,7% des BIP beträgt und damit mehr als 3% über dem 
erforderlichen maximalen Wachstum der Ausgaben liegt (1,6 % BIP). Sie weist auch auf das 
Risiko einer erheblichen Abweichung für das Jahr 2020 und die Jahre 2019 bis 2020 insgesamt 
im Vergleich zu den vom Rat der Europäischen Union am 9. Juli 2019 empfohlenen 
Haushaltszielen hin. Schließlich betonte sie, dass der Entwurf des Haushaltsplans nicht die 
Einhaltung des Schuldenstandskriteriums im Jahr 2020 berücksichtigt. 

Aus all diesen Gründen hat die Kommission daher empfohlen, so bald wie möglich einen 
angepassten Entwurf eines Haushaltsplans vorzulegen. 

1.4 Übereinstimmung des Haushaltsplans 2020 der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft mit dem neuen europäischen 
Rahmenbedingungen 

Im Rahmen des Six-Packs legt die Richtlinie 2011/85/EU des Rates der Europäischen Union 
vom 8. November 2011 Regeln für die Spezifikationen fest, die die Haushaltsrahmen der 
Mitgliedstaaten aufweisen müssen, um die Einhaltung ihrer Verpflichtungen im Rahmen 
eines übermäßigen öffentlichen Defizites zu gewährleisten. Sie wurde durch das Gesetz vom 

                                                           
14 Die strukturellen Reformen, auf die sich diese Flexibilität bezieht, betreffen den tax-shift, die Reform der 

Unternehmenssteuer, den Arbeitsmarkt, die Rentenreform oder die Reform des öffentlichen Diensts. 

15 Nach Angaben der Europäischen Kommission können die Nettoprimärausgaben grundsätzlich nur bis zum potenziellen 

Wirtschaftswachstum steigen. Für Staaten, die ihr mittelfristiges Ziel noch nicht erreicht haben, beschränkt Sie dieses 

Wachstum, um die erforderlichen strukturellen Verbesserung zu erreichen. 
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10. April 201416, das das Gesetz über die allgemeinen Bestimmungen ändert, in nationales 
Recht17 umgesetzt. Dieses Gesetz listet die Dokumente auf, die dem Haushalt jeder 
Gemeinschaft und Region beigefügt sein müssen. Darüber hinaus ist der Haushalt der 
Gemeinschaften und Regionen Teil eines mittelfristigen Haushaltsrahmens, der die 
Legislaturperiode und einen Mindestzeitraum von drei Jahren umfasst. Der Haushalt muss 
zudem durch eine Mehrjahresplanung ergänzt werden, die sich aus dem mittelfristigen 
Haushaltsrahmen ergibt. Die einzelnen Elemente, die darin erscheinen müssen, sind im 
Gesetz über die allgemeinen Bestimmungen enthalten. 

Artikel 59 des Dekrets vom 25. Mai 2009 legt die Dokumente fest, die in der allgemeinen 
Haushaltsrechtfertigung aufzunehmen sind. Die Haushaltsdokumente der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft wurden gemäß dieser Bestimmungen vorgelegt. 

1.4.1 Einrichtungen die nicht in den Haushaltsplänen enthalten sind 

Artikel 16/11 Absatz 2 dieses Gesetzes sieht vor, dass die dem Haushaltsplan beiliegenden 
Informationen und Belege eine Aufzählung von Einrichtungen und Fonds enthalten müssen, 
die nicht in den Haushaltsplänen enthalten sind und zum Konsolidierungskreis gehören, der 
vom Institut für volkswirtschaftliche Gesamtrechnung definiert wurde. Zudem muss eine 
Analyse ihrer Auswirkungen auf den Finanzierungssaldo und der Staatsverschuldung 
beigefügt sein. 

Der Rechnungshof stellt fest, dass die Haushalte von drei Einrichtungen, die in der im April 
201918 veröffentlichten Liste des Instituts für volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
aufgeführt sind, für die Berechnung des SEC-Saldos nicht konsolidiert wurden. 

1.4.2 Mehrjährige Haushaltsplanung 

Die Analyse der mehrjährigen Haushaltssimulation ist in Kapitel 2 dieses Berichts 
aufgeführt. 

1.5 Haushaltspfad der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

Das Stabilitätsprogramm für die Entität II (strukturelles Gleichgewicht in 2021) zwingt der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft auf, am Ende des Zeitraums 2019-2021 einen 
ausgeglichenen Haushalt (struktureller Saldo von 0 Euro) vorzulegen. 

Der Pfad für die Entität II wird folgendermaßen dargestellt und kann wie folgt auf die 
Deutschsprachige Gemeinschaft übertragen werden: 

                                                           
16 Gesetz vom 10. April 2014 zur Abänderung, hinsichtlich der Teilumsetzung der Verordnung 2011/85/UE, des Gesetzes 

vom 16. Mai 2003 zur Festlegung der für die Haushaltspläne, die Kontrolle der Subventionen und die Buchführung der 

Gemeinschaften und Regionen sowie für die Organisation der Kontrolle durch den Rechnungshof geltenden allgemeinen 

Bestimmungen. 

17 Hauptziel dieser Richtlinie ist es, die Mitgliedstaaten zu verpflichten, über ein vollständiges öffentliches 

Rechnungswesen zu verfügen, ihre Haushaltsplanung auf realistischen und aktuellen makroökonomischen Angaben zu 

stützen, über Haushaltsvorschriften zu verfügen, eine mehrjährige Haushaltssimulation zu erstellen, eine 

Haushaltskoordinierung zwischen den Teilsektoren zu gewährleisten, die Haushaltszuständigkeiten zwischen den 

Teilsektoren aufzuteilen, Informationen über alle Einrichtungen, Fonds, Steuerausgaben, Verbindlichkeiten und 

Garantien zu berücksichtigen und zu veröffentlichen. 

18 Diese Liste enthält die Tourismusagentur Ostbelgien und die Rechtshilfekommission des Gerichtsbezirks Eupen sowie 

den Medienrat der Deutschsprachigen Gemeinschaft. 
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Tabelle 2 – Struktureller Saldo der Entität III und Haushaltspfad der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

 2018 2019 2020 2021 

Struktureller Saldo der Entität II -0,17 % BIP -0,15 % BIP -0,08 % BIP 0,00 % BIP 

Verbesserung des strukturellen Saldos der 

Entität II 

 0,02 % BIP 0,07 % BIP 0,08 % BIP 

Verteilung des Aufwands  11,8 % 41,2 % 47,0 % 

Pfad der Deutschsprachigen Gemeinschaft -3.439.651 -3.033.772 -1.616.636 0 

SEC-Saldo – Mehrjährige 
Haushaltssimulation vom 8. Oktober 2019 

 -39.707.000 979.000 493.000 

(Eigene Berechnung, Euro) 

Im Entwurf des Haushaltsplans gibt die Deutschsprachige Gemeinschaft die einmalige 
Ausgabe in Höhe von 39,8 Mio. Euro im Jahr 2019 als one-off Maßnahme an, aufgrund der 
Übernahme der Verpflichtungen der Wallonischen Region im Wohnungsbereich19. 

In demselben Dokument erläutert die Deutschsprachige Gemeinschaft die Maßnahmen, die 
im Hinblick auf Infrastrukturinvestitionen ergriffen wurden (seit 2018 und bis 2023 drastisch 
reduziert), um das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts zu erreichen. 

Die Deutschsprachige Gemeinschaft prognostiziert jedoch für die Jahre 2020 bis 2023 
zusätzliche Investitionsausgaben in Höhe von 10 Mio. Euro in 2020 und von 15 Mio. Euro in 
den Jahren 2021 bis 2023, um die für erforderlich erachteten Investitionen zu tätigen. Diese 
als unverzichtbar bezeichneten Investitionen sind im Haushaltsplan 2020 der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft nicht vorgesehen. Die Wiederherstellung des 
Gleichgewichts ist für das Jahr 2024 geplant.  

                                                           
19 Auf Ebene der Entität II, sollte diese Operation als neutrale angesehen werden, da sich die konsolidierten 

Haushaltsergebnisse der Wallonischen Region um denselben Betrag verbessern sollten. 



URSPRUNGSHAUSHALT 2020 / 11 

KAPITEL 2 

Mehrjährige Haushaltssimulation 
2.1 Einführung 

In Folge der Entwicklung der Wirtschaftsparameter und der Ausarbeitung der 
Haushaltspläne 2019-2020 hat die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft die 
mehrjährige Haushaltssimulation aktualisiert. Der Rechnungshof hat hierunter eine Analyse 
der am 8. Oktober 2019 veröffentlichten Simulation durchgeführt. 

Die zukünftigen Haushaltsergebnisse der Deutschsprachigen Gemeinschaft, wie sie aus der 
mehrjährigen Haushaltssimulation hervorgehen, sehen wie folgt aus: 

Tabelle 3 – Haushaltssaldi 

 2018 2019 2020 2021 2022 

Primärsaldo 5.092 -35.389 -8.498 -5.457 -4.952 

Finanzierungssaldo SEC 1.102 -39.707 979 493 678 

Brutto zu finanzierender Saldo 16.204 -1.083 -18.813 -69.011 -38.375 

Haushaltsziel in Nominalwert    0 0 

(Tausend Euro) 

2.2 Kohärenz zwischen Haushaltssimulation und Haushaltspläne 

Die Angaben der Hauptverwaltung der Krankenhausinfrastrukturdaten wurden in der 
mehrjährigen Haushaltssimulation als negative Einnahmen kodiert, während diese Angaben 
gemäß der administrativen Haushaltsplänen 2019 und 2020 als Einnahmen und Ausgaben 
zu erfassen sind, ohne Verrechnung. 

Die anderen Angaben sind, bis auf Abrundungsdifferenzen, kohärent mit den 
administrativen Haushaltsplänen 2019 und 2020. 

Die Prüfung des Fibel-Dokuments „Entwicklung Norm Hoher Finanzrat“ erbringt keine 
Anmerkungen. Die Angaben sind kohärent mit den administrativen Haushaltsplänen 2019 
und 2020. 

2.3 Analyse der Haushaltssimulation 

2.3.1 Makroökonomische Parameter 

Die Simulation wurde für die Jahre 2019-2020 auf der Grundlage derselben Inflations- und 
Wachstumsparameter erstellt, die vom Planbüro in seinem Wirtschaftsbudget vom 
September 2019 veröffentlicht wurden. 

Die jüngsten Wachstumsprognosen des Föderalen Planbüros für die Jahre 2022-2024 wurden 
jedoch zu niedrigeren Prozentsätzen festgelegt als in der mehrjährigen Haushaltssimulation 
vorgesehen. Die Inflationsprognosen unterscheiden sich für die Jahre 2023 und 2024. 
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Tabelle 4 – Makroökonomische Parameter 

 Inflation Wachstum 

 2021 2022 2023 2024 2021 2022 2023 2024 

Plan20 1,6 % 1,8 % 1,9 % 1,9 % 1,4 % 1,2 % 1,1 % 1,1 % 

CG 1,6 % 1,8 % 1,8 % 2,0 % 1,4 % 1,3 % 1,3 % 1,3 % 

( %) 

2.3.2 Spielraum und Haushaltsziele 

Die aktualisierte mehrjährige Haushaltssimulation enthält keine neuen 
Handlungsspielräume für die Jahre 2019-2020. 

Der SEC-Saldo aller Einrichtungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft beläuft sich für das 
Jahr 2020 auf 979.000 Euro und liegt demnach knapp über dem Ziel eines ausgeglichenen 
Haushalts. 

Der SEC-Haushaltssaldo für die Jahre 2021 bis 2023 ist erreicht, sofern die geplanten 
Ausgaben nicht bis zu 5 Millionen Euro pro Jahr realisiert werden. 

Die PPP-Ausgaben in den Jahren 2021 und 2022 werden auf den von der Stadt Eupen 
gezahlten Betrag reduziert. Der Restbetrag dieser Raten wird entweder zum Ende des vom 
PPP abgedeckten Zeitraums vorgetragen oder auf alle verbleibenden Zeiträume verteilt. 

Der Betrag, der im Rahmen der Dotation für das Wegenetz gezahlt wird, bleibt ab 2020 
eingefroren auf 2.250.000 Euro, was einer Gesamteinsparung von 3.181.200 Euro im Zeitraum 
2019-2024 entspricht. Damit diese Maßnahme wirksam wird, muss das Parlament die 
notwendigen Anpassungen des Dekrets vom 15. Dezember 2008 über die Finanzierung der 
Gemeinden und ÖSHZ genehmigen. 

Tabelle 5 – Handlungsspielräume und Haushaltsziel 

 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Neue Handlungsspielräume 0 1.211 3.741 4.767 6.865 6.194 

Verzicht auf Investitionen 0 -5.000 -5.000 -5.000 0 0 

Zinsrückzahlung Anleihe PPP 3.396 423 423 3.768 3.768 3.768 

Norm HFR Gesamttotal DG 979 493 678 769 934 1.339 

Marge 979 -3.296 -581 536 7.799 7.533 

(Tausend Euro) 

2.3.4 Infrastrukturausgaben 

Die Deutschsprachige Gemeinschaft plant, ihre Ausgabenermächtigungen für 
Infrastrukturausgaben in der Legislaturperiode 2020-2024 auf 20.970.100 Euro zu begrenzen. 
Infolgedessen werden in dieser Legislaturperiode Verpflichtungsermächtigungen in Höhe 
von 20.478.000 Euro eingegangen, die jedoch in der Legislaturperiode 2025-2029 liquidiert 
werden. 

                                                           
20 Ökonomische Aussichte 2019-2024, veröffentlicht am 14. Februar 2019. 
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Tabelle 6 – Infrastrukturausgaben 

Neue Investitionen 2010-2014 2015-2019 2020-2024 2025-2029 

Verpflichtungsermächtigungen 39.516 70.370 33.870 25.000 

Ausgabenermächtigungen 

- Übertrag vergangenen Legislaturperiode 

- Verpflichtungen der Legislaturperiode 

47.419 

17.425 

29.994 

70.804 

9.882 

60.922 

20.970 

7.578 

13.392 

37.048 

22.348 

14.700 

Ausstattung 2010-2014 2015-2019 2020-2024 2025-2029 

Verpflichtungsermächtigung 5.952 3.162 6.837 10.000 

Ausgabenermächtigung 

- Übertrag vergangenen Legislaturperiode 

- Verpflichtungen der Legislaturperiode 

4.811 

355 

4.456 

4.097 

1.496 

2.601 

4.948 

561 

4.387 

9.450 

2.450 

7.000 

Ausrüstung 2010-2014 2015-2019 2020-2024 2025-2029 

Ausgabenermächtigung 4.281 12.114 13.336 12.586 

 (Tausend Euro) 

Die Änderungen gegenüber der vorherigen mehrjährigen Haushaltssimulation lauten wie 
folgt: 

Tabelle 7 – Infrastrukturausgaben der Legislaturperiode 2020-2024 

Infrastrukturausgaben Verpflichtungs-
ermächtigungen 

Ausgaben-
ermächtigungen 

Neue Investitionen -16.130 +607 

Ausstattung -3.816 -3.266 

Material N/A +5.915 

 (Tausend Euro) 

2.3.5 Finanzierungsbedarf und Gesamtverschuldung 

Die Einnahmen aus Neuaufnahmen von Anleihen werden nicht über das Haushaltsjahr 2020 
hinaus angegeben.  

Der Rechnungshof stellt jedoch fest, dass die Darlehen im Zeitraum 2021 bis 2024 fällig 
werden (mit einem Gesamtbetrag von 185.615.800 Euro) und neu finanziert werden müssen. 
Die Haushaltsergebnisse für denselben Zeitraum liefern nicht den Liquiditätsüberschuss, der 
für deren Rückzahlung erforderlich ist. Die Rückzahlung dieser Kredite muss daher durch 
neue Kredite oder die Inanspruchnahme der Kreditlinie finanziert werden. 

2.3.7 DgG Gemeinschaftszentren 

Ab dem Jahr 2022 werden den DgG Gemeinschaftszentren keine Haushaltsmittel mehr 
zugewiesen, da die Deutschsprachige Gemeinschaft beabsichtigt, sie zu diesem Zeitpunkt zu 
de-konsolidieren. Die Dotationen des DgG’s werden ab diesem Haushaltsjahr annulliert. In 
2018 entsprach der DgG einem Aufwand von 989.998 Euro21 für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft. 

2.4 Sensitivitätsanalyse 

2.4.1 Sensitivität zur Wachstumsrate 

Die Sensitivitätsanalyse zur Wachstumsrate verdeutlicht, dass eine Anpassung der 
Wachstumsparameter sich nur auf die Einnahmen der Hauptverwaltung aus der Dotation 
des Föderalstaats auswirkt. Eine Veränderung des Wachstums um 0,1 % (positiv oder 

                                                           
21 Funktionsdotation (172.000 Euro), Kapitaldotation (370.000 Euro) und DgG-Haushaltsdefizit (-447.998 Euro). 
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negativ) würde das Haushaltsergebnis der Deutschsprachigen Gemeinschaft in 2020 um 
618.000 Euro verbessern oder verschlechtern. 

2.4.2 Sensitivität zur Inflation 

Die Simulation basiert auf der Annahme, dass eine Änderung der Inflationsparameter einen 
Einfluss auf fast alle Einnahmen haben würde, jedoch praktisch keinen Einfluss auf die 
Ausgaben (nur auf die OB 20 «Lokale Behörden» und OB50 «Familie, Soziales, Gesundheit, 
Krankenhäuser»). 

Der Rechnungshof stellt fest, dass eine allgemeine Preiserhöhung allerdings alle 
Wirtschaftsakteure und damit alle Einrichtungen und Haushaltsposten betrifft und nicht 
nur die, auf die sich die Simulation bezieht. Zum Beispiel beliefen sich die monatlichen 
Gehaltsausgaben des Ministeriums im Geschäftsjahr 2018 durchschnittlich auf 9,7 Millionen 
Euro. Wenn der Pivot-Index daher ein Monat früher als vorgesehen überschritten würde, 
würden die Gehaltsaufwendungen um rund 194.000 Euro steigen. 

2.4.2 Sensitivität zur Zinsrate 

Die Sensitivitätsanalyse der mehrjährigen Haushaltssimulation erfordert keine spezifischen 
Kommentare.  
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KAPITEL 3 

Haushaltsentwürfe für das Jahr 2020 
3.1 Tabelle der Haushaltsausgleiche 

Aus dem Entwurf zur Festlegung der Haushalte der Einnahmen und der Ausgaben für das 
Haushaltsjahr 2020 ergibt sich das folgende Haushaltsergebnis22: 

Tabelle 8 – Haushaltsausgleiche 

Einrichtung 2018 

(Realisierungen) 

2019 

(2. HHA) 

2020 

(UHH) 

 VE AE VE AE VE AE 

Parlament 

Einnahmen  6.749  6.802  7.502 

Ausgaben 6.964 6.964 n.a. 7.168 n.a. 7.988 

Zu finanzierender Bruttosaldo  -215  -366  -486 

Kapitaltilgungen  735  762  789 

Anleihen und finanzielle Leasings  0  0  0 

Zu finanzierender Nettosaldo  520  396  303 

Korrekturen der Klasse 8  0  0  0 

Finanzierungssaldo SEC  520  396  303 

Hauptverwaltung 

Einnahmen  434.228  443.289  456.222 

Ausgaben 415.636 417.299 442.885 443.474 477.199 467.524 

Zu finanzierender Bruttosaldo  16.929  -185  -11.302 

Kapitaltilgungen  94.815  61.326  102.268 

Anleihen und finanzielle Leasings  110.750  101.005  100.000 

Zu finanzierender Nettosaldo  994  -39.864  -9.034 

Korrekturen der Klasse 8  62  -140  -10.070 

Finanzierungssaldo SEC  931  -39.724  1.036 

Dienste mit getrennter Geschäftsführung 

Einnahmen  8.120  8.784  8.775 

Ausgaben 8.537 8.498 9.091 9.200 9.171 9.171 

Zu finanzierender Bruttosaldo  -378  -416  -396 

Kapitaltilgungen  47  48  48 

Anleihen und finanzielle Leasings  0  0  0 

Zu finanzierender Nettosaldo  -331  -368  -348 

Korrekturen der Klasse 8  20  20  20 

Finanzierungssaldo SEC  -351  -388  -368 

                                                           
22 Der Rechnungshof lenkt die Aufmerksamkeit darauf, 

 dass alle in der untenstehende Tabelle erwähnten Beträge auf der Annahme einer hundertprozentige Realisierung der 

im Haushaltsplan vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben basieren; 

 dass die Verrichtungen der Klasse 8 unter Vorbehalt einer eventuellen zukünftigen Neuklassierung durch das Institut 

für Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (IVG) oder Eurostat übernommen wurden. 
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Einrichtung 2018 

(Realisierungen) 

2019 

(2. HHA) 

2020 

(UHH) 

 VE AE VE AE VE AE 

Einrichtungen öffentlichen Interesses 

Einnahmen  36.076  38.252  36.950 

Ausgaben 36.508 36.292 39.512 38.384 47.991 43.594 

Zu finanzierender Bruttosaldo  -216  -132  -6.644 

Kapitaltilgungen  134  139  144 

Anleihen und finanzielle Leasings  0  7  0 

Zu finanzierender Nettosaldo  -82  0  -6.500 

Korrekturen der Klasse 8  0  0  -6.500 

Finanzierungssaldo SEC  -82  0  0 

Andere durch Dekret geschaffene Einrichtungen 

Einnahmen  304  513  521 

Ausgaben 221 221 513 513 521 521 

Zu finanzierender Bruttosaldo  83  0  0 

Kapitaltilgungen  0  0  0 

Anleihen und finanzielle Leasings  0  0  0 

Zu finanzierender Nettosaldo  83  0  0 

Korrekturen der Klasse 8  0  0  0 

Finanzierungssaldo SEC  83  0  0 

Konsolidation 

Zu finanzierender Bruttosaldo  16.204  -1.099  -18.828 

Finanzierungssaldo SEC23  1.102  -39.716  971 

Haushaltspfad 

Haushaltsziel    0  0 

Unterschied    -39.716  971 

(Tausend Euro) 

Aus der obigen Tabelle geht hervor, dass sich der ex ante geschätzte konsolidierte SEC-Saldo 
auf 971.000 Euro beläuft. Dies ermöglicht es der Deutschsprachigen Gemeinschaft, ihr Ziel 
eines ausgeglichenen Haushalts zu erreichen. 

Der ex ante zu finanzierende Bruttosaldo der Hauptverwaltung beläuft sich auf -11.302.000 
Euro. Nach Abzug der Tilgungsbeträge für die Anleihen und der finanzielle Leasings 
(102.268.000 Euro), sowie rechnungstragend der Zunahme des Saldos der emittierten lang- 
und mittelfristigen Liquiditätsscheine (100.000.000 Euro) beläuft sich der zu finanzierende 
Nettosaldo auf -9.034.000 Euro. Unter Berücksichtigung der Korrekturen bezüglich der 
normneutralen vorgenommenen Verrichtungen der Klasse 8 (-10.070.000 Euro)24, beläuft 
sich der SEC-Saldo der Hauptverwaltung auf 1.036.000 Euro. 

Die Dienste mit getrennter Geschäftsführung präsentieren im Allgemeinen einen 
ausgeglichenen Haushalt was den SEC-Finanzierungssaldo anbelangt, mit Ausnahme der 
DgG Gemeinschaftszentren (-256.000 Euro) und des DgG’s Service und Logistik im 
Unterrichtswesen (-100.000 Euro). Das Defizit des letzteren erklärt sich hauptsächlich durch 
Wartungs- und Reinigungskosten (110.000 Euro), denen keine eigenen Einnahmen 
gegenüberstehen. Die Differenz zum zu finanzierenden Bruttosaldo resultiert aus der 
Kapitalrückzahlung von Schulen im Rahmen der UREBA-Zuschüsse (48.000 Euro) sowie aus 

                                                           
23 Ohne Korrekturen des IVG. 

24 Gewährung von Krediten im Bereich Wohnungsbau. 
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der Rückzahlung des von den DgG Gemeinschaftszentren gewährten Darlehens (20.000 
Euro). 

Die Einrichtungen öffentlichen Interesses legen einen ausgeglichenen Haushalt vor, was den 
SEC-Saldo angeht. Die Differenz zum zu finanzierenden Bruttosaldo ergibt sich aus den 
Kapitalrückzahlungen des Arbeitsamtes (119.000 Euro) und des Institut für Aus- und 
Weiterbildung im Mittelstand und in KMU (25.000 Euro), sowie der Kredite für die 
Dienstleistungsträger die durch die Dienststelle für Selbstbestimmtes Leben gewährt werden 
(6.500.000 Euro). 

3.2 Verfügender Teil 

Die Kohärenz zwischen den im verfügenden Teil und in den administrativen 
Haushaltsplänen übernommenen Beträgen wurde überprüft. Die Analyse der Haushalte 
wird in den nachstehenden Punkten detailliert. 

Der Dekretentwurf sieht die Möglichkeit vor, für Investitionsausgaben, Anleihen 
aufzunehmen oder Liquiditätsscheine zu emittieren und dies bis zu einer Maximalhöhe von 
400 Millionen Euro. Die Maximalhöhe bleibt im Vergleich zum Haushaltsjahr 2019 
unverändert. 

Die Artikel 5 bis 7 des Dekretentwurfs sind gegenüber dem Dekret für das Haushaltsjahr 2019 
unverändert und erfordern keine besonderen Bemerkungen. 

Der Dekretentwurf sieht für die Regierung die Möglichkeit vor, Vorschusszahlungen bis zu 
einer maximalen Höhe von 90 % der zugesagten Zuschusssumme für bestimmte im Dekret 
aufgeführte Infrastrukturvorhaben zu zahlen sowie für Infrastrukturvorhaben, die von 
Kommunen, ÖSHZ’s und autonomen Gemeinderegien unterstützt werden. 

Der Dekretentwurf sieht den Verteilungsschlüssel in Bezug auf die von der Provinz Lüttich 
gewährten Mitteln zur Unterstützung der Entwicklung der neun deutschsprachigen 
Gemeinden unter Berücksichtigung ihrer sprachlichen Besonderheiten (410.000 Euro) vor. 
Gemäß des Kooperationsabkommens soll die Verwendung dieser Mittel zugunsten der 
Gemeinden in Konzertierung mit ihnen erfolgen. 

3.3 Dienste der Hauptverwaltung 

3.3.1 Einnahmen 

Dotation des Föderalstaates 
In Anwendung des Gesetzes vom 21. Dezember 1994 hat das Föderale Planbüro am 5. 
September 2019 der Föderalregierung die neuen Zahlen des Wirtschaftsbudgets mitgeteilt. 
Diese makroökonomische Prognose dient als Grundlage für die Berechnung der Dotation 
des Föderalstaates. 

Ein Teil dieser Dotation (15.446.000 Euro) wird den zweckgebundenen Einnahmen 
zugewiesen, sodass die allgemeinen Einnahmen aus der Globaldotation nun 246.751.000 
Euro betragen, was einer Gesamtdotation von 262.197.000 Euro entspricht. 

Die FÖD-Finanzen hat eine Kürzung der Dotation von 3.512.000 Euro für die föderalen 
Investitionen in die Krankenhausinfrastrukturen vorgesehen. Der Rechnungshof stellt fest, 
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dass die Deutschsprachige Gemeinschaft jedoch nur einen Betrag von 3.100.000 Euro 
vorgesehen25 hat, was einer Differenz von 412.000 Euro entspricht. 

Dotationen der Wallonischen Region für die Ausübung von Befugnissen 
Die Wallonische Region hat gemäß Artikel 139 der Verfassung und auf der Grundlage von 
Dekreten einen Teil ihrer Befugnisse an die Deutschsprachige Gemeinschaft übertragen. 

Mit Ausnahme der Tourismuskompetenz geht die Weitergabe von Kompetenzen mit einer 
Weitergabe von Ressourcen einher. 

Die Höhe der von der Wallonischen Region zugewiesenen Mittel wurde überprüft und 
erfordert keine besonderen Bemerkungen. 

Eigeneinnahmen  
Die Prognosen für die Eigeneinnahmen (Artikel 16. **, 8.567.000 Euro) enthalten die 
folgenden wiederkehrenden und einmaligen Vorgänge: 

 Die Rückforderung der an die Altenheime gezahlten Subsidien bei einer Auslastung von 
weniger als 97% (1.300.000 Euro in Artikel 16.12); 

 Der Verkauf von 5G-Lizenzen (900.000 Euro); 

 Die Rückforderung von Vorschüssen auf Infrastrukturzuschüsse (90%) in Höhe von 
2.000.000 Euro; 

 Die Erstattungen der sozialen Wohnungsbaugesellschaften (2.200.000 Euro). 

Einnahmen aus Anleihen 
Die Einnahmen aus Anleihen sind auf 100 Millionen Euro geschätzt für das Jahr 2020. 

3.3.2 Ausgaben 

3.3.2.1 Verpflichtungsermächtigungen 
Im Vergleich zur 2. Haushaltsanpassung 2019, abgesehen von der einmaligen 
Wiederherstellung des Encours der Wohnungsbaugesellschaften im Jahr 2019, werden im 
vorliegenden Dekretentwurf die Verpflichtungsermächtigungen um 6,1 % reduziert und auf 
355.784.000 Euro festgelegt. 

Tabelle 9 – Verteilung der Verpflichtungsermächtigungen per Organisationsbereich 

 Real. 

2018 

2. HHA 

2019 

UHH 

2020 

Entwicklung 

2019-2020 

01 Parlament der DG 5.505 5.574 6.274 12,6 % 

10 Regierung der DG 3.829 3.911 4.059 3,8 % 

20 Ministerium der DG 47.408 51.681 57.497 11,3 % 

30 Unterricht, Beschäftigung und Ausbildung 139.594 145.195 146.701 1,0 % 

40 Jugend, Volks- und Erwachsenenbildung, 

Kultur, Sport, Tourismus 

14.481 15.381 16.830 9,4 % 

50 Gesundheit und Soziales 92.073 141.391 106.623 -24,6 % 

70 Infrastruktur 11.748 11.921 17.800 49,3 % 

Total 314.638 375.054 355.784 -5,1 % 

(Tausend Euro) 

                                                           
25 Diese Minderung der Dotation ist nicht als negative Einnahme vorgesehen sondern in den Ausgabenkrediten  

Haushaltsartikel 70.24.21.61 „Zinsen auf Investitionen des Föderalstaates in Krankenhausinfrastrukturen“ und 70.24.91.61 
„Kapitaltilgung auf Investitionen des Föderalstaates in Krankenhausinfrastrukturen“ des Fonds zur Verwaltung der 
Finanzverbindlichkeiten der Deutschsprachigen Gemeinschaft. 
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Die Verpflichtungsermächtigungen aller Organisationsbereiche wurden im Vergleich zum 
Vorjahr aufgestockt mit Ausnahme der eingesetzten Mittel in dem Bereich 50 "Gesundheit 
und Soziales" (-34.768.000 Euro), die abnehmen. Ohne die Übernahme des Encours der 
sozialen Wohnungsbaugesellschaften im Jahr 2019 (39.821.000 Euro) hätten sich die 
Verpflichtungsermächtigungen dieses Organisationsbereich um 5.053.000 Euro (+ 5,0%) 
erhöht. 

Für den Organisationsbereich Infrastruktur wurden 7.930.000 Euro für folgende Ausgaben 
veranschlagt: 

 Dotationen an die Gemeinden zur Finanzierung der Straßeninfrastruktur (2.250.000 
Euro) und die Kapitaldotationen an die Einrichtungen der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft (1.169.000 Euro); 

 Ausstattungszuschüsse (2.707.000 Euro), insbesondere für Krankenhäuser (1.500.000 
Euro); 

 IT-Investitionsausgaben (1.311.000 Euro); 

 Ausrüstung und Materialien für das Unterrichtswesen der Gemeinschaft (400.000 Euro); 

 verschiedene Einkäufe (93.000 Euro). 

Darüber hinaus sind 67 Projekte in den Infrastrukturplan einbezogen, was Investitionen in 
Höhe von 9.862.082 Euro entspricht. 

3.3.2.2 Ausgabenermächtigungen 
Die Ausgabenermächtigungen werden auf 346.109.000 Euro festgesetzt, was eine Steigerung 
in Höhe von 3,1 % gegenüber dem angepassten Haushalt 2019, abgesehen von der einmaligen 
Wiederherstellung des Encours der Wohnungsbaugesellschaften im Jahr 2019, entspricht. 

Tabelle 10 – Verteilung der Ausgabenermächtigungen per Organisationsbereich 

 Real. 
2018 

2. HHA 
2019 

UHH 
2020 

Entwicklung 
2019-2020 

01 Parlament der DG 5.505 5.574 6.274 12,6 % 

10 Regierung der DG 3.829 3.911 4.059 3,8 % 

20 Ministerium der DG 48.353 54.040 56.722 5,0 % 

30 Unterricht, Beschäftigung und Ausbildung 139.364 144.953 146.677 1,2 % 

40 Jugend, Volks- und Erwachsenenbildung, 
Kultur, Sport, Tourismus 

14.453 15.390 16.830 9,4 % 

50 Gesundheit und Soziales 91.905 140.673 104.182 -25,9 % 

70 Infrastruktur 12.897 11.102 11.365 2,4 % 

Total 316.305 375.643 346.109 -7,9 % 

(Tausend Euro) 

Der Anstieg der Ausgabenermächtigungen gegenüber dem Vorjahr betrifft alle 
Organisationsbereiche mit Ausnahme der eingesetzten Mittel im Organisationsbereich 50 
"Gesundheit und Soziales" (-36.491.000 Euro), die abnehmen. Ohne die Übernahme des 
Encours der sozialen Wohnungsbaugesellschaften im Jahr 2019 (39.821.000 Euro) hätten sich 
die Ausgabenermächtigungen dieses Organisationsbereichs um 3.330.000 Euro (+ 3,3%) 
erhöht. 

Die für die anderen Organisationsbereiche verfügbaren Kredite wurden um 6.957.000 Euro 
angehoben, was einer durchschnittlichen Steigerung von 3,0% gegenüber dem Haushaltsjahr 
2019 entspricht. 
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„Gemeinschaftszentren“ erfüllt diese Vorschrift nicht. Die Einnahmen werden ebenfalls 
unter verschiedenen Organisationsbereichen/Programmen gegliedert. 

 

3.4.2 Dienste mit getrennter Geschäftsführung im Unterrichtswesen  

Die Budgets der verschiedenen Schulen der Deutschsprachigen Gemeinschaft werden global 
um 250.000 Euro nach unten korrigiert. 

3.4.3 DgG Gemeinschaftszentren 

Die Einnahmen des DgG Gemeinschaftszentren, die sich auf die kommerziellen Tätigkeiten  
beziehen, wurden auf 5.029.000 Euro im Haushalt 2020 veranschlagt. Der DgG hat jedoch in 
etwa nur 90% der Einnahmen in den vergangenen Jahren realisiert. 

Der DgG Gemeinschaftszentren rechtfertigt eine allgemeine Erhöhung der Einnahmen um 
ca. 2,7 % im Vergleich zum angepassten Haushalt 2019 durch verschiedene Maßnahmen 
(Abschluss Renovierungsarbeiten KUZ, Marketingmaßnahmen für das Zentrum Worriken, 
Preisanpassungen des Klosters Heidberg). 

Diese Steigerung der Einnahmen von rund 830.000 Euro entspricht einer Steigerung von 
19,8% gegenüber 2018, obwohl kein neues Angebot geschaffen wurde. 

3.5 Einrichtungen öffentlichen Interesses 

3.5.1 Belgisches Rundfunk- und Fernsehzentrum 

Für das Geschäftsjahr 2020 werden die Eigeneinnahmen auf 946.000 Euro geschätzt. Der 
BRF hat jedoch in den letzten Jahren im Durchschnitt nur 95 % dieser Einnahmen realisiert. 

3.5.2 Dienststelle für Selbstbestimmtes Leben 

Ab dem Geschäftsjahr 2020 wird die Finanzierung der geförderten Einrichtungen auf der 
Grundlage eines Tagespreises überarbeitet und in Bezug auf die Personalkosten durch ein 
Drittzahlersystem ersetzt. Die Dienststelle wird für diese Einrichtungen die Rolle eines 
Sozialsekretariats wahrnehmen und die Zahlung von Gehältern an die Arbeitnehmer 
sicherstellen, unabhängig davon, ob diese subventioniert werden (insgesamt 6.200.000 
Euro) oder nicht (300.000 Euro). 

Auf Basis der Haushaltsdokumente plant die Dienststelle, Gehaltszahlungen für das 
Haushaltsjahr 2020 (6,5 Mio. Euro) zu Lasten einer Zuweisung Code 827 zu verbuchen, wobei 
die Ausgaben der Zuschüsse für das Haushaltsjahr 2021 bestimmt sind. 

Der Rechnungshof stellt fest, dass diese Vorgehensweise es der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft ermöglicht, Ausgaben auf das folgende Haushaltsjahr zu verschieben. Diese 
Zuschüsse für das Haushaltsjahr 2020 sollten jedoch zu Lasten desselben Haushaltsjahres 
eingetragen werden. 

Darüber hinaus sollten die Gehälter nicht subventionierter Arbeitnehmer als Vorgänge für 
Dritte verbucht und nicht in den Haushaltsplan der Dienststelle eingetragen werden.  

                                                           
27 Normneutral für die Berechnung der SEC-Norm. 
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4.2 Dotationen an die Gemeinden 

Tabelle 13 – Dotationen an die Gemeinden 

Gemeinde Gemeinde-
dotation 

Wege-
dotation 

Basisförder. 
Vereine 

Sonderfonds Gesamt 

Amel 1.642.957,99 265.035,86 51.723,64 105.014,29 2.064.731,78 

Büllingen 1.866.870,83 263.459,93 57.094,53 107.168,84 2.294.594,13 

Burg-Reuland 1.239.072,75 214.942,58 30.960,74 80.630,71 1.565.606,78 

Bütgenbach 1.749.269,47 253.514,00 67.598,08 111.172,02 2.181.553,57 

Eupen 6.161.345,83 302.819,73 109.375,34 966.249,58 7.539.790,48 

Kelmis 2.875.437,81 176.794,89 51.756,77 387.206,36 3.491.195,83 

Lontzen 1.396.976,72 174.986,41 18.319,35 81.796,64 1.672.079,12 

Raeren 2.581.049,04 254.822,18 48.012,93 183.481,00 3.067.365,15 

Sankt Vith 2.899.369,11 343.624,42 90.062,12 234.020,24 3.567.075,89 

Gesamt 22.412.350 2.250.000 524.904 2.256.740 27.443.993 

Basisförderung 

Vereine 

Kultur & 

Folklore 

Sport & 

Freizeit 

Öffentliche 

Bibliotheken 

Senioren-

stätten 

Verkehrs-

vereine 

Amel 18.768,61 18.163,17 13.319,66 0,00 1.472,20 

Büllingen 21.190,37 23.612,13 11.503,35 0,00 788,68 

Burg-Reuland 19.979,49 4.843,52 5.448,95 0,00 688,78 

Bütgenbach 18.163,17 35.720,91 13.319,66 0,00 394,34 

Eupen 22.401,25 59.333,04 20.584,93 6.761,68 294,44 

Kelmis 13.925,10 30.271,96 7.265,27 0,00 294,44 

Lontzen 6.054,39 9.687,03 1.210,88 0,00 1.367,05 

Raeren 14.530,54 24.217,56 8.476,15 0,00 788,68 

Sankt Vith 30.877,39 34.510,03 20.584,93 2.817,37 1.272,40 

Gesamt 165.890 240.359 101.714 9.579 7.361 

(in Euro) 

4.3 Dotationen der Einrichtungen 

Tabelle 14 – Funktionsdotationen der Einrichtungen 

 AE 2019 AE 2020 Entw. Haushalt der 

Einrichtung 

Parlament 5.574 6.274 12,6% N.A. 

Dienste mit getrennter Geschäftsführung 

DgG im Unterrichtswesen 1.346 1.221 -9,3% 1.221 

DgG Gemeinschaftszentren 172 172 0,0% 28028 

DgG Medienzentrum 229 257 12,2% 257 

DgG Service & Logistik im Unterrichtswesen 0 0  0 

                                                           
28 Dieser Betrag beinhaltet außerdem die BVA Zuschüsse (108.000 Euro). 
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 AE 2019 AE 2020 Entw. Haushalt der 

Einrichtung 

Einrichtungen öffentlichen Interesses 

Arbeitsamt 6.664 6.916 3,8% 7.28729 

Autonome Hochschule in der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft 

355 415 16,9% 425 

Belgisches Rundfunk- und Fernsehzentrum 5.962 6.337 6,3% 6.337 

Dienststelle für Personen mit Behinderung / 
Dienststelle für Selbstbestimmtes Leben 

13.772 12.135 -11,9% 12.135 

Institut für Aus- und Weiterbildung im 

Mittelstand und in KMU30 

4.615 4.769 3,3% 4.769 

Zentrum für die gesunde Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen (Kaleido-DG) 

885 898 1,5% 898 

Andere durch Dekret geschaffene Einrichtungen 

Wirtschafts- und Sozialrat 510 516 1,2% 516 

Medienrat 0 0  N.A. 

(Tausend Euro) 

Tabelle 15 – Kapitaldotationen der Einrichtungen 

 AE 2019 AE 2020 Entw. Haushalt der 

Einrichtung 

Parlament 1.228 1.228 0,0% N.A. 

Dienste mit getrennter Geschäftsführung 

DgG Gemeinschaftszentren 300 300 0,0% 300 

Einrichtungen öffentlichen Interesses 

Arbeitsamt 265 265 0,0% 265 

Belgisches Rundfunk- und Fernsehzentrum 200 200 0,0% 200 

Dienststelle für Personen mit Behinderung / 
Dienststelle für Selbstbestimmtes Leben 

300 300 0,0% 300 

Institut für Aus- und Weiterbildung im 
Mittelstand und in KMU 

20 20 0,0% 20 

Zentrum für die gesunde Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen (Kaleido-DG) 

30 30 0,0% 30 

Andere durch Dekret geschaffene Einrichtungen 

Wirtschafts- und Sozialrat 2 4 100,0% 4 

(Tausend Euro) 

 

                                                           
29 In diesem Betrag sind auch die Mittel des ESF (356.000 Euro) und für den Treffpunkt Job Kelmis (15.000 Euro) enthalten. 

Das Arbeitsamt sieht eine Globaldotation in Höhe von 6.916.000 Euro vor. 

30 Inklusive der Zuweisung 30.22.41.42 « . Zuschüsse für den Start- und Praktikumsbonus ». 
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